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Ubersicht

Die Stimmberechtigten der Stadt Luzern haben am 13. Juni 2010 grossmehrheitlich der ,Teil-
revision der Gemeindeordnung im Zusammenhang mit der Fusion von Littau und Luzern”
zugestimmt. Diese tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

In der teilrevidierten Gemeindeordnung ist vorgesehen, dass eine externe Kommission, deren
Mitglieder vom Grossen Stadtrat gewahlt werden, Uber die Zusicherung des Stadtbirgerrech-
tes an Auslanderinnen und Auslédnder befinden wird. Als Grundsatz ist lediglich festgehalten,
dass ,alles Nahere, namentlich Zusammensetzung und Anzahl Mitglieder der Einblrgerungs-
kommission, der Grosse Stadtrat in einem Reglement regeln wird”. Damit die externe Einblr-
gerungskommission ihre Tatigkeit per 1. Januar 2011 aufnehmen kann, ist das Nahere somit
in einem separaten Reglement zu regeln.

Mit dem Reglement wird gleichzeitig orientierend der Entwurf einer Geschaftsordnung flr
die EinbUrgerungskommission vorgelegt (Anhang). Die Verabschiedung dieser Geschéaftsord-
nung fallt in die Kompetenz der Einblrgerungskommission.

Die Anderungen haben finanzielle Auswirkungen auf die Stadt Luzern. Im Budget 2011 sind
Mittel fur die Auszahlung der Sitzungsgelder fur eine finfkopfige parlamentarische Kommis-
sion eingestellt. FUr alle dartiber hinaus gehenden und weiteren Aufwendungen muss zu ge-
gebener Zeit ein Nachtragskredit eingeholt werden.

Im September 2009 tberwies der Grosse Stadtrat die Motion 441, Urs Wollenmann namens
der SVP-Fraktion, Franziska Bitzi Staub namens der CVP-Fraktion und Trudi Bissig-Kenel
namens der FDP-Fraktion, vom 22. September 2008: ,Obligatorische Deutschtests fiir Einblr-
gerungswillige” als Postulat. Dieses neue Reglement regelt einzig die Organisation der Ein-
birgerungskommission. Die Einfilhrung von obligatorischen Deutschtests stellt demgegen-
Uber eine materielle Einblrgerungsvoraussetzung dar und muss vielmehr — unter Einbezug
von weiteren Einblrgerungsvoraussetzungen — separat geregelt werden.
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Der Stadtrat von Luzern
an den Grossen Stadtrat von Luzern

Sehr geehrter Herr Prasident
Sehr geehrte Damen und Herren

1 Ausgangslage

Die Stimmberechtigten der Stadt Luzern haben am 13. Juni 2010 grossmehrheitlich der ,Teil-
revision der Gemeindeordnung im Zusammenhang mit der Fusion von Littau und Luzern”
zugestimmt. Diese tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

In der teilrevidierten Gemeindeordnung der Stadt Luzern ist in Bezug auf die EinbUrgerungen
Folgendes geregelt:

Art. 26 Wahlen
Der Grosse Stadtrat wahlt auf Antrag des Stadtrates
a. fur eine Amtsdauer von vier Jahren:
» die Prasidentin oder den Prasidenten sowie die Mitglieder der Einbirgerungskom-
mission.

Art. 47 Zustidndigkeit
' Zustandig fur die Erteilung bzw. Zusicherung des Stadtblrgerrechtes ist:
a. e
b. eine vom Grossen Stadtrat gewahlte Einblrgerungskommission fir die
Zusicherung des Stadtblrgerrechtes an Auslanderinnen und Auslander.
2 Das Nahere, namentlich Zusammensetzung und Anzahl Mitglieder der Einblirgerungskom-
mission, regelt der Grosse Stadtrat in einem Reglement.

Aufgrund dieser Ausgangslage sind die Grundséatze der Organisation der Einblrgerungs-
kommission auf Reglementsstufe zu regeln. Die Einblrgerungskommission nimmt ihre Tatig-
keit per 1. Januar 2011 auf. Im neuen Reglement werden nur die wesentlichsten Elemente der
Organisation festgehalten. So wird das Prasidium — nebst den Mitgliedern — vom Grossen
Stadtrat gewéhlt, wihrend sich die Einblrgerungskommission im Ubrigen selbst konstituiert.
Sie regelt ihre konkrete Arbeit in einer Geschaftsordnung, die diesem Bericht und Antrag
orientierend als Entwurf beiliegt (Anhang). Sie soll aufzeigen, welche Bestimmungen Platz in
einer kinftigen Geschaftsordnung hatten. Es liegt jedoch in der alleinigen Kompetenz der
EinblUrgerungskommission, tGber diese Bestimmungen dann nach ihrer Konstituierung ab-
schliessend zu befinden.



2 Neue inhaltliche Regelungen
2.1 Allgemeine Bestimmungen (Art. 1 und 2)

Das Reglement regelt die Grundsatze der Organisation der Einblrgerungskommission. Es fin-
det ausschliesslich Anwendung auf alle Entscheide betreffend Einblirgerung von Auslande-
rinnen und Auslandern mit Wohnsitz in der Stadt Luzern.

2.2 Organisation (Art. 3 bis 8)

GegenuUber der heutigen Regelung mit fiinf Mitgliedern erachtet der Stadtrat neu eine Ein-
burgerungskommission in der Grésse von sieben stimmberechtigten Mitgliedern mit Wohnsitz
in der Stadt Luzern als richtig. Stadtische Angestellte kénnen der Einblrgerungskommission
nicht angehdren (Art. 3). Diese Formulierung schliesst zum einen aus, dass Personen mit
Wohnsitz ausserhalb der Stadt Luzern oder nicht schweizerische Staatsangehérige Einsitz in
die Einbirgerungskommission nehmen kénnen. Die Kommission soll zudem unabhéngig von
der Stadtverwaltung entscheiden kénnen, weshalb kein stadtisches Personal in der Einblrge-
rungskommission vertreten sein soll. Zum andern ist grundséatzlich eine Vergrosserung der
Kommission im Vergleich zu heute sicher sinnvoll und sogar notwendig, nachdem die Einbr-
gerungskommission auf Gemeindeebene abschliessend Uber die Einblirgerungsgesuche be-
findet. Aus der Sicht des Stadtrates soll die Vergrésserung um zwei Mitglieder insofern relativ
moderat ausfallen, als mit sieben Mitgliedern auch weiterhin sichergestellt werden kann, dass
alle Kommissionsmitglieder die Gesuchstellerinnen und Gesuchsteller — neben dem Aktenstu-
dium - personlich kennen lernen und sich so vor dem Entscheid ein fundiertes, detailliertes
und abgerundetes Bild verschaffen kénnen. Mit der Vorschrift, dass die Parteien angemessen
vertreten sein sollen, kann sodann auch bei sieben Mitgliedern hinreichend gewahrleistet
werden, dass verschiedene Interessengruppen Einsitz in diese Kommission nehmen kénnen.

Die Amtsdauer von vier Jahren ist auf jene des Grossen Stadtrates abgestimmt. Die Starke der
Parteien soll, wie erwahnt, angemessen berlicksichtigt werden. Die Verwaltung wird kiinftig
die Parteien rechtzeitig auffordern, ihre Kandidatinnen und Kandidaten fur die Einbirge-
rungskommission zu bezeichnen. Anschliessend werden die Prasidentin oder der Prasident
und die Mitglieder, auf Antrag des Stadtrates, vom Grossen Stadtrat gewahlt.

Die Einblrgerungskommission konstituiert sich mit Ausnahme des Prasidiums selbst. Sie kann
der Prasidentin oder dem Prasidenten oder anderen Mitgliedern Aufgaben Gbertragen und
die Arbeit in ihrer Geschaftsordnung regeln. Ausfilhrungen zum orientierenden Entwurf der
Geschaftsordnung sind dem Kapitel 3, Erlauterungen zum Entwurf der Geschaftsordnung der
EinblUrgerungskommission der Stadt Luzern, zu entnehmen.

Die Mitglieder der EinblUrgerungskommission werden gleich entschadigt wie die Mitglieder
des Grossen Stadtrates; die entsprechenden Bestimmungen Uber die Sitzungsgelder, die Ent-
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schadigungen fur Delegationen und Spesen, die Entschadigung fiir das Prasidium sowie die
Indexierung der Ansatze gemass Art. 2-5 der Verordnung tber die Sitzungsgelder und Ent-
schadigungen des Grossen Stadtrates sind anwendbar.

Zum Arbeitsaufwand lasst sich anhand der bisherigen Erfahrungen Folgendes feststellen:
Der Aufwand eines Mitgliedes der heutigen Blurgerrechtskommission belduft sich auf zirka
140 Stunden pro Jahr: Es finden zehn bis zw6lf Kommissionssitzungen a rund fiinf Stunden
statt. Pro Sitzung werden in der Regel 18 Einblirgerungsgesuche behandelt. Fir das Akten-
studium sind pro Gesuch durchschnittlich zwanzig Minuten aufzuwenden. Fir die Teilnahme
an Veranstaltungen, z. B. Besuch des Kurses , Ich blirgere mich ein”, oder fur Delegationen,
z. B. Wahrnehmung einer von der Birgerrechtskommission Ubertragenen Aufgabe an ein
Mitglied, war bisher mit einem Aufwand von maximal je finf Stunden zu rechnen. Es ist nicht
auszuschliessen, dass der Aufwand fur die Tatigkeit in der Kommission ganz allgemein und
die Behandlung der Gesuche im Besonderen ab 1. Januar 2011 aus verschiedenen Griinden
(wie Komplexitat, Anzahl, Begriindungsdichte) hoher ausfallen dirfte.

Zur Beschlussfassung ist die Anwesenheit von mindestens vier Mitgliedern erforderlich. Da die
EinbUrgerungskommission Entscheide im Sinne des Verwaltungsrechtspflegegesetzes erlasst,
sind deren Mitglieder im Gegensatz zur heutigen Regelung im Grossen Stadtrat zur Stimmab-
gabe verpflichtet. Die Abstimmungen und Wahlen erfolgen offen (Art. 4).

Far die Einblrgerungskommission unterzeichnen die Prasidentin oder der Prasident und ein
Mitglied. Der Entscheid Uber die Zusicherung oder Ablehnung des Gemeindebuiirgerrechtes
wird den Gesuchstellenden schriftlich mitgeteilt. Ablehnende Entscheide sind zu begriinden
und mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen (Art. 5).

Im Weiteren verpflichtet Art. 6 die Mitglieder ausdricklich zur Geheimhaltung, dies auch
Uber die Zeit der Mitgliedschaft hinaus. Nach Ausscheiden aus dem Amt stellt Art. 6 Abs. 3
sicher, dass samtliche Akten und Protokolle dem Ressort Biirgerrechtswesen zu tGbergeben
sind.

Art. 7 erinnert sodann die Mitglieder daran, ihre Aufgaben gewissenhaft und sorgfaltig zu
erfullen.

Gemass Art. 8 erstattet die Einblrgerungskommission jahrlich dem Grossen Stadtrat und dem
Stadtrat Bericht Uber ihre Tatigkeit und erfillt abschliessend alle Aufgaben, die das Blrger-
rechtsgesetz den Gemeinden im Zusammenhang mit der Einblrgerung von Auslanderinnen
und Auslandern zuweist.



2.3 Schlussbestimmung (Art. 9)

Das Reglement soll am 1. Januar 2011 in Kraft treten. Somit ist ein reibungsloser Ubergang
von der alten zur neuen Organisation garantiert.

3 Erlauterungen zum Entwurf der Geschaftsordnung der
Einblirgerungskommission der Stadt Luzern (Anhang)

Die EinblUrgerungskommission konstituiert sich, mit Ausnahme des Prasidiums, selbst und
regelt ihre Arbeit in einer Geschaftsordnung. Die Ressortleiterin oder der Ressortleiter Bur-
gerrechtswesen hat mit beratender Stimme Einsitz in der Kommission, wahrend es dem zu-
standigen Mitglied des Stadtrates freigestellt ist, mit beratender Stimme teilzunehmen
(Art. 1).

Die Aufgaben der Einblrgerungskommission gemass Art. 2 und 3 beinhalten im Wesentlichen
die Akteneinsicht in die Gesuche, das Fuhren der Einblirgerungsgesprache, sofern nétig, und
das Entscheiden Uber die Zusicherung oder Nichtzusicherung des Stadtbirgerrechtes an aus-
landische Staatangehorige. Der Einblrgerungskommission wird zudem die Moglichkeit einge-
raumt, auf ein allfalliges Einblirgerungsgesprach zu verzichten. Gemass heutiger Praxis wer-
den denn z. B. Jugendliche unter 18 Jahren, welche in der Schweiz geboren sind, alle obliga-
torischen Schulen in der Schweiz besucht haben und Uber einen guten Leumund verflgen

(z. B. positive Referenzauskunft der Lehrperson) nicht mehr zu einem Einblrgerungsgesprach
eingeladen. Die neu gewahlte Einblrgerungskommission soll auch in Zukunft die Moéglichkeit
haben, in solchen Fallen auf ein Einblrgerungsgesprach zu verzichten.

Die Prasidentin oder der Prasident |adt je nach Bedarf zu einer Sitzung ein und gibt die Trak-
tandenliste bekannt. Das Ressort Blirgerrechtswesen unterstiitzt sie oder ihn dabei. Die Pro-
tokollfihrung erfolgt durch die Verwaltung. Das Protokoll ist den Mitgliedern in der Regel
innert 14 Tagen zuzustellen. Bei allfallig ablehnendem Entscheid muss dem Protokoll die
genaue Begriindung entnommen werden kénnen (Art. 4 und 5).

Art. 6 weist auf die Ausstandspflicht fur die Mitglieder der Kommission hin.
Gemass § 17 des kantonalen Bilrgerrechtsgesetzes (SRL Nr. 2) macht die Gemeinde die Namen
der Personen bekannt, denen das Gemeindebiirgerrecht erteilt oder zugesichert worden ist,

weshalb Art. 7 eine entsprechende Informationspflicht vorsieht.

Der vorliegende Entwurf des Stadtrates hat rein orientierenden Charakter und soll der Ein-
burgerungskommission als Diskussionsgrundlage dienen. Es wird eine der ersten Aufgaben
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der neuen EinblUrgerungskommission sein, Uber die Geschaftsordnung zu beraten und diese
zu verabschieden.

4 Kostenfolge

Die Reglementsdnderungen haben Auswirkungen auf das ordentliche Budget 2011. Im Bud-
get 2011 sind lediglich Sitzungsgelder sowie Entschadigungen fir Delegationen fir eine
funfkopfige parlamentarische Kommission (inkl. Prasidium) eingestellt. Die Spesen fur diese
funf Mitglieder sind im allgemeinen Spesenkonto des Grossen Stadtrates enthalten. Mit der
neuen externen Einblrgerungskommission fallen zusatzliche Kosten fur die Vergrésserung
der EinbUrgerungskommission an sowie die Spesen fir alle externen Mitglieder.

Zusammenstellung der Kosten fiir das Jahr 2011:

» Sitzungsgelder fur zwei weitere Mitglieder Fr. 5'400.-
*= Entschadigung fur Delegationen fur zwei weitere Mitglieder Fr. 500.-
» Spesen pro Mitglied Fr. 2'110.— Fr. 14'770.—-

Die klnftige Einblrgerungskommission ist eine nichtparlamentarische Kommission. Die Or-
ganisation und die administrative Unterstlitzung fallen vollumfanglich in den Zustandigkeits-
bereich des Ressorts Blrgerrechtswesen. Die EinblUrgerungskommission ist neu auf Gemein-
deebene abschliessend flr die Zusicherung des Luzerner Stadtblrgerrechtes zustandig. Ableh-
nende Entscheide sind sorgfaltig zu formulieren und stichhaltig zu begriinden und stellen
deshalb eine anspruchsvolle und zeitintensive Aufgabe dar. Gegen ablehnende Entscheide
des Grossen Stadtrates wurden in letzter Zeit vermehrt auch Beschwerden eingereicht, was
wiederum zu zusatzlichen Aufwendungen und Belastungen flihrte. Aufgrund dieser Ent-
wicklungen musste die Abteilung Bevdlkerungsdienste vermehrt auch die Unterstitzung des
Rechtsdienstes der Direktion Umwelt, Verkehr und Sicherheit in Anspruch nehmen. Die Kom-
plexitat der Falle im Allgemeinen hat in den letzten Jahren insgesamt zugenommen, weshalb
sowohl das Ressort Blirgerrechtswesen als auch der Rechtsdienst ebenfalls zusatzlich belastet
sind.

Die Direktion Umwelt, Verkehr und Sicherheit ist gezwungen, die personellen Ressourcen im
Rechtsdienst (10 Stellenprozente) und im Ressort Biirgerrechtswesen (15 Stellenprozente)
aufzustocken. Nur auf diese Weise kdnnen die Aufgaben auch in Zukunft seriés wahrge-
nommen werden. Ein entsprechender Nachtragskredit dafiir muss eingeholt und der Stellen-
plan entsprechend aufgestockt werden.



5 Motion 441: ,,Obligatorische Deutschtests fiir
Einblirgerungswillige”

Mit dem vorliegenden Bericht und Antrag wird ein Reglement Uber die Grundsatze der Orga-
nisation der EinblUrgerungskommission geschaffen. Die Einflhrung von obligatorischen
Deutschtests, wie sie die als Postulat Uberwiesene Motion 441 fordert, stellt demgegenlber
eine materielle Einblrgerungsvoraussetzung dar. Das vorliegende Reglement ist somit der
falsche Ort zur allfélligen Regelung von obligatorischen Deutschtests. Diese Regelung musste
daher, unter gleichzeitigem Einbezug von weiteren Einbirgerungsvoraussetzungen, in einem
separaten Erlass, z. B. in einem Pflichtenheft, aufgenommen werden.

Ohne der konkreten Erledigung dieser als Postulat Uiberwiesenen Motion vorgreifen zu wol-
len, kann dazu im heutigen Zeitpunkt doch Folgendes gesagt werden:

Die Sprache ist ein zentrales Instrument der Integration. Trotzdem darf die Beurteilung des
Integrationsstandes nicht auf die Beurteilung der Sprachkenntnisse reduziert werden. Zudem
besteht bei der Durchfuhrung eines schriftlichen Deutschtests die Gefahr der Diskriminierung
von Bildungsungewohnten, Analphabetinnen und Analphabeten und Personen, die der latei-
nischen Schrift nicht kundig sind. Der Kantonsrat hat im Januar 2006 ein Postulat abgelehnt,
das die Entwicklung eines kantonalen Deutschtests forderte, der den Gemeinden fir die Ein-
burgerungsverfahren zur Verfiigung gestellt werden sollte. Die Mehrheit des Rates folgte der
Argumentation der Regierung, dass bei der Beurteilung der Integration vor allem auf die
Fahigkeit Gewicht gelegt wird, sich mindlich zu verstandigen. Diese Fahigkeit kann jedoch
nicht mit einem schriftlichen Test gemessen werden.

Wenn Gesuchstellende des Schreibens und Lesens nicht machtig sind, stellt dies kein grund-
satzliches Hindernis fir eine Einblrgerung dar. Es sind jedoch Kriterien fir Ausnahme- und
Dispensregelungen vom Sprachnachweis erforderlich. Nur so kann in Zukunft eine rechtsglei-
che und willklrfreie Behandlung der Einblrgerungsgesuche garantiert werden. Solche Krite-
rien werden in Zusammenarbeit mit der Einblrgerungskommission zu erarbeiten sein.

Das Ressort Bilrgerrechtswesen trifft im Moment vertiefte Abklarungen in Bezug auf fol-
gende Fragen:

= Wie stellen Sprachinstitute fest, ob der Kursteilnehmer Analphabetin oder Analphabet
ist? Worauf kénnte sich die Einblrgerungskommission abstitzen?

* Sind bei einer Analphabetin oder einem Analphabeten durch gezielte Férderung inner-
halb eines Jahres Fortschritte moglich? Wie verhalt es sich bei dlteren und lernungewohn-
ten Personen?

=  Wie kénnte ein mindlicher Sprachtest ausgestaltet sein?

Die Ergebnisse stehen noch aus.
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Im Weiteren ist auf Bundesebene derzeit die Totalrevision des eidgendssischen Blrgerrechts-
gesetzes im Gange. Das geltende eidgendéssische Burgerrechtsgesetz stammt aus dem Jahr
1952 und wurde in der Vergangenheit mehrfach gedndert und revidiert. Die nun eingeleitete
Totalrevision hat zum Ziel, das Blirgerrechtsgesetz auf das am 1. Januar 2008 in Kraft getre-
tene neue Auslandergesetz (AuG) abzustimmen. Zentrale Bereiche sind — nebst einer Harmo-
nisierung der kantonalen und kommunalen Wohnsitzfristen und einer Reduktion des admi-
nistrativen Gesamtaufwandes — die Integration von Auslanderinnen und Ausléndern und die
Kenntnis einer Landessprache. Die Vernehmlassungsfrist ist Ende Marz 2010 abgelaufen. Mo-
mentan werden auf Bundesebene die Vernehmlassungsantworten ausgewertet. Eine Zusam-
menfassung mit Kommentaren und Schlussfolgerungen ist bis spatestens Ende Jahr 2010 in
Aussicht gestellt. Dem Ergebnis soll nun nicht ohne Not vorgegriffen werden, indem die Stadt
Luzern bereits im jetzigen Zeitpunkt (und Uberdies im falschen Erlass) eine explizite Regelung
Uber Deutschtests trifft.

6 Antrag

Der Stadtrat beantragt Innen deshalb, das neue Reglement Uber die Einblrgerungskommis-
sion der Stadt Luzern zu erlassen.

Er unterbreitet Innen einen entsprechenden Beschlussvorschlag.

Luzern, 25. August 2010

W Stdy ’

Urs W. Studer Loﬁi Gopfert
Stadtprasident Stadtschreiber
I Stadt
Luzern
Stadtrat
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Der Grosse Stadtrat von Luzern,

nach Kenntnisnahme vom Bericht und Antrag 28 vom 25. August 2010 betreffend
Reglement liber die Einbiirgerungskommission der Stadt Luzern,

gestutzt auf den Bericht der Spezialkommission,

in Anwendung von Art. 13 Abs. 1 Ziff. 1 und Art. 28 Abs. 1 der Gemeindeordnung der Stadt

Luzern vom 7. Februar 1999,
beschliesst:
Reglement liber die Einbiirgerungskommission der Stadt Luzern

vom ...

Der Grosse Stadtrat von Luzern,

gestutzt auf Art. 13 Abs. 1 Ziff. 1 und Art. 28 Abs. 1 der Gemeindeordnung der Stadt Lu-
zern vom 7. Februar 1999,

beschliesst:
I. Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 Zweck
Dieses Reglement regelt die Grundsatze der Organisation der Einblrgerungskommission.

Art. 2 Geltungsbereich
Dieses Reglement findet Anwendung auf alle Entscheide betreffend Einblrgerung von
Auslanderinnen und Auslandern mit Wohnsitz in der Stadt Luzern.

Il. Organisation

Art. 3 Zusammensetzung, Konstituierung und Entschddigung

' Die Einburgerungskommission besteht aus sieben in der Stadt Luzern stimmberechtigten
Mitgliedern. Stadtische Angestellte kénnen der Einblrgerungskommission nicht angeho-
ren.

2 Der Grosse Stadtrat wahlt die Prasidentin oder den Prasidenten und die frei wahlbaren
Mitglieder auf eine Amtsdauer von vier Jahren. Diese stimmt mit jener des Grossen Stadt-
rates Uberein. Die Starke der Parteien soll angemessen vertreten sein.
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3 Die Einburgerungskommission konstituiert sich selbst. Sie wahlt eine Vizeprasidentin
oder einen Vizeprasidenten. Sie kann der Prasidentin oder dem Prasidenten oder anderen
Mitgliedern Aufgaben Ubertragen und regelt die Arbeit in ihrer Geschaftsordnung.

4 Die Entschadigung fur die Prasidentin oder den Prasidenten und fur die Gbrigen Mitglie-
der der Einblrgerungskommission richtet sich nach den Art. 2-5 der Verordnung tber die
Sitzungsgelder und Entschadigungen der Mitglieder des Grossen Stadtrates.

Art. 4  Beschlussfdhigkeit und Beschlussfassung

' Zur Beschlussfahigkeit ist die Anwesenheit von mindestens vier stimmberechtigten Mit-
gliedern erforderlich.

2Sachvorlagen benétigen zu ihrer Annahme die Stimmen der Mehrheit der anwesenden
Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gibt die Prasidentin oder der Prasident den Stichent-
scheid.

3 Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute Mehr der anwesenden Mitglieder, im
zweiten Wahlgang das relative Mehr.

“ Die Mitglieder sind zur Stimmabgabe verpflichtet. Die Abstimmungen und die Wahlen
erfolgen offen.

Art. 5  Entscheide und Unterschriftenregelung

"Fur die EinbUrgerungskommission unterzeichnen die Prasidentin oder der Prasident und
ein Mitglied. Im Verhinderungsfalle der Prasidentin oder des Prasidenten unterzeichnen
die Vizeprasidentin oder der Vizeprasident und ein Mitglied.

2 Der Entscheid Gber die Zusicherung oder Ablehnung des Gemeindebtirgerrechtes wird
den Gesuchstellenden schriftlich mitgeteilt. Ablehnende Entscheide sind zu begriinden
und mit der Rechtsmittelbelehrung zu versehen.

Art. 6  Amtsgeheimnis

' Die Mitglieder unterstehen dem Amtsgeheimnis und sind verpflichtet, Gber ihre Wahr-
nehmungen im Zusammenhang mit ihrer Tatigkeit Verschwiegenheit zu bewahren.
2Die Pflicht besteht Gber die Zeit der Mitgliedschaft hinaus.

3 Bei Ausscheiden aus dem Amt sind samtliche Akten und Protokolle der fir das Blrger-
rechtswesen zustandigen Stelle der Stadtverwaltung zu tbergeben.

Art. 7 Sorgfaltspflicht
Die Mitglieder haben ihre Aufgaben gewissenhaft und sorgfaltig zu erfallen.

Art. 8  Aufgaben der Einblirgerungskommission
' Die Einburgerungskommission erstattet dem Grossen Stadtrat und dem Stadtrat jahrlich
Bericht Uber ihre Tatigkeit.



2Die Einburgerungskommission erfillt abschliessend alle Aufgaben, die das Burgerrechts-
gesetz den Gemeinden im Zusammenhang mit der Einblrgerung von Auslanderinnen und
Auslandern zuweist.

lil. Schlussbestimmung
Art. 9  Inkrafttreten
' Das Reglement tritt am 1. Januar 2011 in Kraft. Es unterliegt dem fakultativen Referen-

dum.
2Das Reglement ist zu veroffentlichen.
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Entwurf

Anhang

Geschaftsordnung der Einbiirgerungskommission der Stadt Luzern
vom ...
Die Einblirgerungskommission der Stadt Luzern,

gestUtzt auf Art. 3 Abs. 3 des Reglements Uber die Einblrgerungskommission,
beschliesst:

I. Organisation

Art. 1 Zusammensetzung und Vorsitz

' Die Prasidentin oder der Prasident hat den Vorsitz. Im Verhinderungsfall Gbernimmt die
Vizeprasidentin oder der Vizeprasident die Sitzungsleitung.

2 Das zustandige Mitglied des Stadtrates kann mit beratender Stimme an den Sitzungen der
EinblUrgerungskommission teilnehmen.

3 Die Ressortleiterin oder der Ressortleiter Blirgerrechtswesen nimmt mit beratender
Stimme an den Sitzungen teil, bei deren oder dessen Verhinderung die zustandige Sach-
bearbeiterin oder der zustédndige Sachbearbeiter.

Art. 2 Aufgaben

' Die Einburgerungskommission hat folgende Aufgaben:

a. Akteneinsicht in die Einblrgerungsgesuche;

b. Einblrgerungsgesprache mit den Gesuchstellenden, sofern nétig;

¢. Entscheid Uber die Zusicherung oder Nichtzusicherung des Stadtblrgerrechtes an Aus-
landerinnen und Auslander.

2Sie beantwortet Anfragen von kantonalen und stadtischen Amtsstellen und verfasst Stel-

lungnahmen zu ihr unterbreiteten Sachfragen und Vernehmlassungen.

3Sie kann Abklarungen an einzelne Mitglieder oder an das Ressort Blirgerrechtswesen dele-

gieren. Die Ergebnisse sind schriftlich festzuhalten.

Art. 3 Organisation der Einblirgerungsgesprache
Der Verlauf des Gesprachs sieht wie folgt aus:

a. Begrussung;

b. Frageteil;



¢. Information Uber das weitere Vorgehen;
d. Verabschiedung.

Il. Verhandlungen

Art. 4  Sitzungen

' Die Prasidentin oder der Prasident ladt je nach Bedarf der Geschafte zu einer Sitzung ein.
2Vier Mitglieder oder die zustandige Stadtratin oder der zustédndige Stadtrat kbnnen unter
Angabe der Traktanden bei der Prasidentin oder dem Prasidenten der Einblirgerungskom-

mission eine Sitzung verlangen.

3Zu den Sitzungen wird mindestens 14 Tage vor dem Sitzungstermin schriftlich eingeladen.

Die Prasidentin oder der Prasident gibt mit der Einladung die Traktandenliste bekannt.

Art. 5  Protokoll

' Die Protokollfuhrung erfolgt durch die Verwaltung.

2 Das Protokoll gibt mindestens Aufschluss Gber

Anwesenheit;

Beschlussfahigkeit;

Traktanden;

Antrage, BeschlUsse und Auftrage;

die Zusammenfassung der Grinde bei Nichtzusicherung des Stadtblrgerrechtes;
Sitzungsdauer.

3 Das Protokoll ist den Mitgliedern in der Regel innert 14 Tagen nach der Sitzung zuzu-
stellen. Einwande gegen das Protokoll sind an der nachsten Sitzung einzubringen.
4Das Protokoll wird dem zustandigen Mitglied des Stadtrates zur Kenntnis zugestellt.

hD O N T W

Art. 6  Ausstandspflicht

"Fur Mitglieder gelten die gleichen Ausstandsgriinde wie fir die Verwaltungsbehorden
nach kantonalem Recht.

2Im Zweifelsfall entscheidet die Kommission Uber die Ausstandspflicht.

Art. 7 Information
Die Einbirgerungskommission informiert die Offentlichkeit im Rahmen der gesetzlichen
Vorgaben Uber die erfolgten Einbirgerungen.

lil. Schlussbestimmung

Art. 8 Inkrafttreten
Diese Geschaftsordnung tritt am ... in Kraft. Sie ist zu veréffentlichen.
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Definitiver Beschluss des Grossen Stadtrates
zu B+A 28/2010 Reglement tber die Einblrgerungskommission (unter Berticksichtigung der im
Grossen Stadtrat beschlossenen Anderungen)

Der Grosse Stadtrat von Luzern,

nach Kenntnisnahme vom Bericht und Antrag 28 vom 25. August 2010 betreffend
Reglement liber die Einbiirgerungskommission der Stadt Luzern,
gestutzt auf den Bericht der Spezialkommission,

in Anwendung von Art. 13 Abs. 1 Ziff. 1 und Art. 28 Abs. 1 der Gemeindeordnung der Stadt
Luzern vom 7. Februar 1999,

beschliesst:
Reglement iiber die Einbiirgerungskommission der Stadt Luzern

vom 28. Oktober 2010

Der Grosse Stadtrat von Luzern,

gestUtzt auf Art. 13 Abs. 1 Ziff. 1 und Art. 28 Abs. 1 der Gemeindeordnung der Stadt Lu-
zern vom 7. Februar 1999,

beschliesst:
I. Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 Zweck
Dieses Reglement regelt die Grundsatze der Organisation der Einblrgerungskommission.

Art. 2 Geltungsbereich

Dieses Reglement findet Anwendung auf alle Entscheide betreffend Einblirgerung von
Auslanderinnen und Auslandern mit Wohnsitz in der Stadt Luzern.
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Il. Organisation

Art. 3 Zusammensetzung, Konstituierung und Entschddigung

' Die Einburgerungskommission besteht aus sieben in der Stadt Luzern stimmberechtigten
Mitgliedern. Stadtische Angestellte kénnen der Einbirgerungskommission nicht angehé-
ren.

2 Der Grosse Stadtrat wahlt die Prasidentin oder den Prasidenten und die frei wahlbaren
Mitglieder auf eine Amtsdauer von vier Jahren. Diese stimmt mit jener des Grossen Stadt-
rates Uberein. Die Starke der Parteien soll angemessen vertreten sein.

3 Die Einburgerungskommission konstituiert sich selbst. Sie wahlt eine Vizeprasidentin
oder einen Vizeprasidenten. Sie kann der Prasidentin oder dem Prasidenten oder anderen
Mitgliedern Aufgaben Ubertragen und regelt die Arbeit in ihrer Geschaftsordnung.

“ Die Entschadigung fur die Prasidentin oder den Prasidenten und fur die Ubrigen Mitglie-
der der Einbirgerungskommission richtet sich nach den Art. 2-5 der Verordnung tber die
Sitzungsgelder und Entschadigungen der Mitglieder des Grossen Stadtrates.

>Bei Wegfall einer Wahlbarkeitsvoraussetzung gemass Abs. 1 oder Ausscheiden aus der
Kommission wahrend der Amtsperiode wahlt der Grosse Stadtrat ein neues Mitglied fur
den Rest der Amtsperiode.

Art. 4  Beschlussfdhigkeit und Beschlussfassung

' Zur Beschlussfahigkeit ist die Anwesenheit von mindestens vier stimmberechtigten Mit-
gliedern erforderlich.

2Sachvorlagen benétigen zu ihrer Annahme die Stimmen der Mehrheit der anwesenden
Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gibt die Prasidentin oder der Prasident den Stichent-
scheid.

3 Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute Mehr der anwesenden Mitglieder, im
zweiten Wahlgang das relative Mehr.

4 Die Mitglieder sind zur Stimmabgabe verpflichtet. Die Abstimmungen und die Wahlen
erfolgen offen.

Art. 5  Entscheide und Unterschriftenregelung

"Fur die EinbUrgerungskommission unterzeichnen die Prasidentin oder der Prasident und
ein Mitglied. Im Verhinderungsfalle der Prasidentin oder des Prasidenten unterzeichnen
die Vizeprasidentin oder der Vizeprasident und ein Mitglied.

2Der Entscheid Uber die Zusicherung oder Ablehnung des Gemeindebiirgerrechtes wird
den Gesuchstellenden schriftlich mitgeteilt. Ablehnende Entscheide sind zu begriinden
und mit der Rechtsmittelbelehrung zu versehen.

Art. 6  Amtsgeheimnis

' Die Mitglieder unterstehen dem Amtsgeheimnis und sind verpflichtet, tber ihre Wahr-
nehmungen im Zusammenhang mit ihrer Tatigkeit Verschwiegenheit zu bewahren.
2Die Pflicht besteht tGber die Zeit der Mitgliedschaft hinaus.
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3 Bei Ausscheiden aus dem Amt sind samtliche Akten und Protokolle der fiir das Buirger-
rechtswesen zustdndigen Stelle der Stadtverwaltung zu tGbergeben.

Art. 7 Sorgfaltspflicht
Die Mitglieder haben ihre Aufgaben gewissenhaft und sorgfaltig zu erftllen.

Art. 8  Aufgaben der Einblrgerungskommission

' Die Einburgerungskommission erstattet dem Grossen Stadtrat und dem Stadtrat jahrlich

Bericht Uber ihre Tatigkeit.

2Die Einburgerungskommission erfillt abschliessend alle Aufgaben, die das Buirgerrechts-
gesetz den Gemeinden im Zusammenhang mit der Einblrgerung von Ausldnderinnen und
Auslandern zuweist.

ll. Ubergangs- und Schlussbestimmungen

Art. 9  Wahl fir den Rest der Amtsperiode

Die Wahl der Prasidentin oder des Prasidenten und der frei wahlbaren Mitglieder fur den
Rest der Amtsperiode 2010-2012 findet an der ersten Sitzung des Grossen Stadtrates im
Jahr 2011 statt.

Art. 10 Inkrafttreten

" Das Reglement tritt am 1. Januar 2011 in Kraft. Es unterliegt dem fakultativen Referen-

dum.
2 Das Reglement ist zu veroffentlichen.

Luzern, 28. Oktober 2010

Namens des Grossen Stadtrates von Luzern

Rolf Krummenacher Toni Gopfert
Ratsprasident Stadtschreiber

[ Stadt
Luzern
Grosser Stadtrat



	1 Ausgangslage
	2 Neue inhaltliche Regelungen
	2.1 Allgemeine Bestimmungen (Art. 1 und 2)
	2.2 Organisation (Art. 3 bis 8)
	2.3 Schlussbestimmung (Art. 9)

	3 Erläuterungen zum Entwurf der Geschäftsordnung der Einbürgerungskommission der Stadt Luzern (Anhang)
	4 Kostenfolge
	5 Motion 441: „Obligatorische Deutschtests für Einbürgerungswillige“
	6 Antrag

